Krifis des Streites zwiſchen Frankreich und Oeſterreich hat 
ihren Höhepunkt erreicht, und alsbald wird die Frage über 
Krieg oder Frieden durch die That entſchieden ſein. Der ver⸗ 
mittelnden Diplomatie Englands und Preußens iſt es durch den 
engliſchen Geſandten am Pariſer Hofe, Lord Cowley, gelungen, 
Frankreich zur Formulirung feiner Forderungen an Oeſter⸗ 
reich in Bezug auf Italien zu bewegen, und letztere bilden ge⸗ 
genwärtig die Grundlage eines entſcheidenden Vermittlungsver⸗ 
ſuchs, welchen Lord Cowley perſönlich in Wien macht. Iſt 
man nun dort in dieſem Augenblicke noch in der Stimmung 
und Lage, die geſtellten Bedingungen zu acceptiren, ſo fällt vor⸗ 
läufig jeder Vorwand zu einem Kriege mit Oeſterreich für Frank⸗ 
reich fort, und es iſt anzunehmen, daß Napoleon alsdann auf 
eine Entſcheidung durch die Waffen verzichten wird, denn jede 
weitere Herausforderung würde eine europäiſche Koalit'on gegen 
ihn zu Stande bringen, und dieſe fürchtet der Neffe mehr noch 
als ſie der Onkel gefürchtet hat. Glaubt Oeſterreich dagegen, 
nicht auf die Vermittlung Lord Cowley's eingehen zu können, 
ſo werden, das ſcheint nun feſtzuſtehen, England und Preußen, 
die ſich gegenüber Frankreich und Oeſterreich noch zu nichts 
verpflichtet haben, vorläufig ihre Hand aus dem Streite zurück⸗ 
Riehen, und werden ihrerſeits erſt dann mit den Waffen dazwi⸗ 
ſchen treten, wenn Frankreich nach einer ſiegreichen Schlacht 
eine gewaltſame Verletzung der Verträge von 1815 in Italien 
eruſtlich befürchten ließe. Bis dahin aber bleiben beide vermit⸗ 
telnden Mächte gegenüber dem Ausbruch des Kampfes in den 
Ebenen der Lombardei neutral und erſt die erſte gewonnene 
und verlorene Schlacht würde ſie diplomatiſch in den Streit 
zurückführen. 

4 re — 


Deutſchland. 


Berlin, 27. Februar. Durch Allerhöchſte Kabinets⸗ 


Ordre vom 23. d. find in Folge des Ablebens des General⸗ 


Jeldmarſchalls Grafen zu Dohna die Geſchäfte des von ihm 
bekleideten Oberſt⸗Kämmerer⸗Amts dem Miniſter des königlichen 
Hauſes v. Maſſow, und die des Kanzler-Amts beim Orden 
vom Schwarzen Adler dem General + Feldmarſchall Freiherrn 
d. Wrangel interimiſtiſch übertragen worden. 

— Die erſte Soirée, welche in dieſer Saiſon vorgeſtern 
bei dem Herrn Kriegsminiſter v. Bonin ſtattfand, war eine 
eben ſo glänzende als zahlreich beſuchte. Ihre königl. Hoh. 
der Prinz⸗Regent und die Frau Prinzeſſin von Preußen, die 
Prinzeſſin Karl, die Prinzeſſin Friedrich Karl, die Prinzen 
Friedrich Wilhelm, Friedrich, Adalbert und Alexander, Ihre 
Hoh. der Prinz Wilhelm von Baden und der Fürſt von Hohen⸗ 
zollern⸗Sigmaringen, Ihre Durchl. die Fürſten Radziwill und 
andere Fürſtliche Perſonen beehrten das Feſt mit Ihrer Ge⸗ 
genwart. Auch die Präſidenten und viele hervorragende Mit⸗ 
glieder der beiden Häuſer des Landtags bemerkte man unter 
den Anweſenden. 

— Settens des Miniſteriums der auswärtigen Angelegen- 
heiten find alle politiſchen und handelspolitiſchen 

genten, die ſich auf Urlaub befinden, aufgefordert worden, 
ungeſäumt ſich auf ihre Poſten zu begeben. 

— Wie die N. Pr. Z. berichtet, ſoll demnächſt muthmaß⸗ 
lich von einer ſüddeutſchen Regierung am Bundestage eine 

ufrage geſtellt werden, was gegenüber den unzweifelhaften 
N üſtungen Frankreichs in Bezug auf die Bundesfeſtungen zu 
un ſei. 

— In dem königl. Landes ⸗Oekonomie⸗Kollegium hat der 
Baron v. Senfft ſeine Entlaſſung nachgeſucht und erhalten. 

— Die Nachricht von der Einſtellung der Arbeiten an 

der Rheinbrücke bei Kehl wird von der amtlichen „Karls⸗ 
ther Zeitung“ für unbegründet erklärt. 
— Dem Oberlehrer Dr. Rehdantz am Dom⸗Gymna⸗ 
Rum zu Halberſtadt ift das Prädikat „Profeſſor“ beigelegt. 
— An Mitglieder des Herreuhauſes und an Mitglieder 
des Abgeordnetenhauſes find in den jüngiten Tagen wieder 
mehrere Schreiben von namhaften Mitgliedern ſüddeutſcher 
andes⸗Vertretungen ergangen, in denen der preußiſche Landtag 
eſchworen wird, ſein Schweigen gegenüber der gegenwärtigen 
gefährlichen Sachlage zu brechen. Ueber den Stand der Sache 
haben die betreffenden preußiſchen Landtags⸗ Mitglieder be⸗ 
diedigende Auftlärungen erhalten, die es denſelben nicht ange⸗ 
eſſen erſcheinen laſſen, die beiden Häuſer des Landtages zu 
ner Auslafjung in dieſer Angelegenheit zu veranlaſſen. Die 
ige vermittelnde Haltung Preußens zur Wahrung des allge⸗ 
einen Friedens wird von denſelben als die allein richtige an⸗ 


deutſchen Geſammt⸗ Vaterlandes. Die unabänderlichen 


nis undſätze der preußiſchen wie der engliſchen Politik werden 
ie ein die vertragsmäßig beſtehenden Staatsordnungen Europa's 
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Aufrechtbaltung der internationalen Verträge iſt der oberſte Ge⸗ 
ſichtspunkt, welcher das dieſſeitige Kabinet bei feinem Wirken 


für den Frieden leitet. In Paris wie in Turin iſt dies keines⸗ 
wegs ein Geheimniß, ſo daß es einer Kundgebung Seitens der 
preußiſchen Landes⸗Vertretung kaum erſt bedarf. (Elberf. Z.) 
Berlin, 27. Februar. Der „K. Z.“ wird gefchrieben: 
„Man glaubt hier Grund zu der Annahme zu haben, daß 
Cowley nicht ſowohl die Aufhebung, als die Reviſion der Ver⸗ 
träge von 1815 empfehlen werde. Es handelt ſich namentlich 
um die Traktate mit Modena und Parma. Die angeblichen 
geheimen Verträge mit Toskana und Neapel dürften vorerſt 
nicht in Frage kommen. Man bezweifelt ſogar, ob dieſelben 
noch Geltung haben. Bekanntlich bildet auch die Räumung des 
Kirchenſtaates einen bedeutenden Gegenſtand der Diskuſſion. 
An dem Erfolge der Miſſion Cowley's wird gezweifelt. Auf 
der Soiree des Kriegsminiſters ſah man die Lage nichts weni⸗ 
ger als friedlich an; dazu kommt eine Mittheilung über die 
Stellung Rußlands, die ich Ihrer Aufmerkſamkeit empfehle. 
Fürſt Gortſchakow hat neulich, wie man von guter Seite hört, 
mündlich geäußert, Rußland werde ſich den Vermittlungs⸗Be⸗ 
ſtrebungen nicht anſchließen. Komme es zum Kriege, ſo werde 
Rußland Oeſterreich gegenüber diefelbe Haltung annehmen, die 
Oeſterreich während des orientaliſchen Krieges gegen Rußland 
angenommen habe.“ 


Berlin, 26. Februar. (17. Sitzung des Abgeord- 
netenhauſes.) Vorſitzender: Graf Schwerin. Am Mini⸗ 
ſtertiſche: Flottwell, v. Patow, v. d. Heydt, Graf Pückler, Si⸗ 
mons. Der Präſident theilt mit, daß der Kultus miniſter krank 
ſei und daß derſelbe bittet, die Petitionen über die Sonntags⸗ 


feier, die Diſſidenten und Elementarlehrer von der heutigen 
Tagesordnung zu entfernen. — Der Abg. Denzin hat einen 


Antrag eingebracht: Das Haus wolle die Erwartung ausſprechen, 
die Staatsregierung werde einen Geſetzentwurf, womöglich noch 
in dieſer Seſſion einbringen, um die ſehr ſchwierigen pommer⸗ 
ſchen Lehnsverhältniſſe zu reguliren. Der Antrag wird 
der Juſtiz⸗Kommiſſion überwieſen, welche um 7 Mitglieder ver⸗ 
ſtärkt werden ſoll. — Von einem Gerichte iſt ein Antrag ein 
gegangen, die Verfolgung gegen einen Abgeordneten während 
der Dauer der Seſſion zu genehmigen. Derſelbe ſoll in einem 
Berichte einen Beamten im Amte beleidigt haben. Der Antrag 
geht an die Geſchäftsordnungs⸗Kommiſſion. 

Finanzminiſter Frhr. v. Patow: Durch allerhöchſte Au⸗ 
toriſation vom geſtrigen Tage bin ich beauftragt, dem hohen 
Hauſe nachſtehende Geſetzentwürfe vorzulegen: 1) Betreffend 
die anderweite Regulirung der Grundſteuer, 2) betr. 
die Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer, 
3) betr. die Veranlagung und Erhebung der Grund⸗ 
ſteuer von den bisher befreiten und bevorzugten 
Grundſtücken und 4) betr. die für die Aufhebung der 
Grundſteuerbefreiungen zu gewährende Entſchä⸗ 
digung. 

; Zur Erläuterung dieſer Vorlagen werden dem Haufe aus- 
führliche Motive zugehen, die ich in den nächſten Tagen über⸗ 
reichen werde. Um ſo mehr halte ich mich für verpflichtet, die 
Bedeutung dieſer Vorlagen mit einigen Worten zu erörtern. 
Das Bedürfniß, die Grundſteuer im legislativen Wege zu regeln, 
iſt ſeit langen Zeiten anerkannt. 
brechen von jo großem Umfange vor, daß dieſelben nicht län⸗ 
ger ertragen werden können. Es ſei mir erlaubt, zunächſt einen 
Mangel anzudeuten, dem nicht widerſprochen werden wird. Es 
iſt die formelle Mangelhaftigkeit der gegenwärtig in der Mon⸗ 
archie beſtehenden Grundſteuer. Abſtrahiren wir von den bei⸗ 
den weſtlichen Provinzen und der Provinz Poſen, fo wird die 
heute beſtehende Grundſteuer auf Kataſter oder Anlagen erho⸗ 
ben, die bis zu 200 Jahren alt find. Die Grundlagen der 
Steuer find ſomit unte, Vorausſetzungen geſchaffen, die heute 
nicht beſtehen können. Die alte Veranlagung betraf z. B. Gü⸗ 
ter und Grundſtücke, welche mit einer großen Anzahl von Dien⸗ 
ſten und Präſtationen ausgeſtattet waren, während auch bäuer⸗ 
liche Grundſtücke von ihr betroffen wurden, welche mit Dienſten 
und Laſten hoch beſchwert waren. Schon die Veränderungen, 
welche in dieſer Beziehung eingetreten ſind, laſſen die jetzt vor⸗ 
handene Grundlage als unzulänglich erſcheinen. Es leuchtet 
alſo ein, daß eine Grundſteuer, welche unter der Vorausſetzung 
berechnet iſt, daß der Ertrag von Grund und Boden ein viel⸗ 
leicht doppelter durch die Präſtationen u. ſ. w. wird, eine nicht 
mehr zutreffende genannt werden kann, wenn die Präſtationen 
abgelöſt find. Das trifft beſonders bei Gütern zu, mit denen 
große gewerbliche Einrichtungen verbunden waren. Es dies nur 
ein Beiſpiel der Verwirrung und des böſen Zuſtandes, der auf 
dieſem Gebiete herrſcht. Es iſt aber dadurch dahin gekommen, 
daß ein großer Theil der Grundſteuer eigentlich in der Luft 
ſchwebt. Ein ebenſo wenig beſtreitbarer Uebelſtand iſt die Be⸗ 


derletzendes Vorſchreiten irgend einer Großmacht geſtatten. Die freiung der Städte von der Grundſteuer. Bei Einführung der 
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Generalacciſe wurden fie von derſelben befreit, bei Aufhebung 
der Accife dagegen nicht wieder mit der Grundſteuer belegt. 
Es geſchah dies, weil man ſchon damals mit der Abſicht einer 
Reviſion der Grundſteuer umging. Eingeführt wurde in den 
Städten dafür der Servis. Die Bevölkerung der Städte 
wurde dieſer Steuer zu Grunde gelegt und die Städte in meh⸗ 
rere Klaſſen getheilt. Zu der damaligen Zeit, im Jahre 1814, 
ergab dies ein ziemlich gutes Reſultat; doch auch dieſe Ver⸗ 
anlagung iſt nicht mehr zutreffend, denn von den Städten 
ſind ſeit jener Zeit die einen zu einem doppelten und dreifachen 
Wohlſtande herangewachſen, während eine große Anzahl anderer 
an Wohlſtand abgenommen hat. Dieſe Aenderung der Verhält⸗ 
niſſe hat dahin geführt, daß der Servis für einen großen Theil 
der Städte zu einer drückenden Laſt geworden iſt. Von allen 
Provinzial⸗Behörden find Anträge auf Abänderung dieſer Be⸗ 
ſteuerung eingegangen, und die Staatsregierung hat ſich dieſem 
Andringen nicht verſchließen können. Es kommt nun der Uebel⸗ 
ſtand hinzu, daß in den öſtlichen Provinzen eine große Anzahl 
von Grundſtücken exiſtirt, welche von jeder Steuer befreit ſind. 

ch will die innern Gründe, welche gegen das Fortbeſtehen 
dieſer Befreiung ſprechen, nicht weiter berühren, nur darauf 
aufmerkſam machen, daß eine Reihe von Regenten die Uebel⸗ 
ſtände erkannt haben, ohne daß es ihnen möglich war, dieſelben 
zu beſeitigen. Schon Friedrich Wilhelm 1. machte den Verſuch, 
und der hochſelige König Friedrich Wilhelm III. erkannte das 
Prinzip der Grundſteuer volkommen an, wie dies im Finanzedikt 
vom 27. Oktober 1810 ausgeſprochen iſt. Ebenſo erkennt dies 
die Verfaſſungs Urkunde und das Patent zur Einführung der⸗ 
ſelben an. Endlich iſt es nicht blos bei der Aufſtellung des 
Prinzips geblieben, ſondern es iſt daſſelbe durch das Geſe 
vom 24. Februar 1850 wirklich ins Leben getreten. Die Be⸗ 
freiungen ſind geſetzlich aufgehoben, und der faltifche Zuſtand 
ſteht mit dem Geſetze im Widerſpruch. Bei einem ſolchen ent⸗ 
ſchiedenen Widerſpruche der Verfaſſungs⸗Urkunde und der Ge⸗ 
ſetze mit dem faktiſch beſtehenden Zuſtande konute es nicht ver⸗ 
bleiben. Zur Abßhülfe deſſelben gießt es zwei Wege: entweder 
Verfaſſung und Geſetze zur Ausführung zu bringen oder die⸗ 
ſelben aufzuheben. Zu dem letzten Wege kann die Regierung 
niemals rathen, und ich glaube auch nicht, daß es eine Landes⸗ 
vertretung geben würde, welche die Aufhebung dieſer Beſtim⸗ 
mungen billigte. (Bravo!) Seit Jahren ſind aus den beiden 
weſtlichen Provinzen Anträge an die Staatsregierung gelangt, 
denen dieſelbe nie ein entſchiedenes Nein entgegengerufen hat. 
Die fortgeſetzte Unterſuchung hat bei der Staatsregierung die 
Ueberzeugung hervorgerufen, daß die Prägravation jener Pros 
vinzen anerkannt werden muß. Es iſt aber auch feſtgeſtellt 
worden, daß eine ſolche Prägravation auch in zwei andern Pro⸗ 
vinzen, Schleſien und Sachſen, vorhanden iſt. Eine Remedur 
iſt alſo nothwendig. Hierzu tritt der Umſtand, daß die Grund⸗ 
ſteuer nicht allein die Provinzen nicht gleichmäßig trifft, ſondern 
daß auch innerhalb der Provinzen vielfache Ungleichheiten vor⸗ 
kommen. Um allen dieſen Uebeln entgegenzutreten, würde die 
Aufſtellung eines vollſtändigen Kataſterwerkes, wie es in den 
meiſten Staaten Deutſchlands und Europas beſteht, erforderlich 
ſein. Dies zu veranlaſſen, kann ſich die Regierung nicht ent⸗ 
ſchließen, weil ihr mannigfache Bedenken entgegentreten würden. 
Die Aufſtellung des Kataſterwerkes, wenn es allen Anforderun⸗ 
gen entſprechen ſoll, würde ſehr viel Geld und Zeit erfordern; 
eine erhebliche Summe würde dazu nöthig ſein und ein Zeit⸗ 
raum von 15—20 Jahren kaum genügen, um mit dem Werke 
zu Ende zu kommen. Die Staatsregierung glaubt, durch die 
vorgelegten Geſetzentwürfe einen Ausweg gefunden zu haben. 
Voranſchicken will ich, daß die Staatsregierung nicht gemeint 
iſt, in Folge der Veränderungen den Staatskaſſen eine Mehr⸗ 
einnahme zuzuführen. 


Die Vorſchläge der Regierung beſtehen zunächſt darin, daß 
in der ganzen Monarchie eine allgemeine Gebäudeſteuer 
eingeführt werden ſoll. Bei dieſem Geſetzentwurfe ſind alle die⸗ 
jenigen Abänderungsvorſchläge berückſichtigt worden, welche bei 
der früheren Berathung dieſes Gegenſtandes in dem Hauſe An⸗ 
nahme gefunden haben. Der Geſetzentwurf iſt dadurch ein 
weſentlich anderer geworden. Er tritt in einer viel milderen 
Form auf. Die Staats Regierung hält es zunächſt prinzipiell 
für richtig, die Gebäudeſteuer von der Grundſteuer zu ſondern, 
da dieſe auf weſentlich andern Grundlagen beruht als jene. 
Das Objelt der Grunoftener im engeren Sinne iſt der Grund 
und Boden, der von dem menſchlichen Willen unabhängig iſt, 
das Objekt der Gebäudeſteuer dagegen ſind die Gebäude, welche 
nach dem Willen des Menſchen entſtehen und wieder verſchwin⸗ 
den können. Die Gebäudeſteuer charakteriſire ſich deshalb ge⸗ 
wiſſermaßen als eine Kapitalſteuer. Es kann für das Geſetz 
allerdings eine ſchlechte Vorbedeutung ſein, daß der frühere 
Entwurf die Zuſtimmung des Hauſes nicht erhalten hat, die 
Regierung glaubt aber, daß die veränderte Lage der Dinge die 


Vorlage rechtfertige, zumal die Härten, die der frühere Entwurf 
an ſich trug, gemildert ſind. Dann glaubt die Staatsregierung 
ſich nicht zu täuſchen, wenn fie annimmt, daß die frühere Ver⸗ 
werfung des Geſetzes darin ihren Grund hatte, daß daſſelbe 
als ein iſolirtes daſtand. 

Der zweite Geſetz⸗Entwurf betrifft die Veranlagung 
der bisher befreiten Grundſtücke. Bei dieſem Entwurf 
find dieselben Grundsätze leitend geweſen, welche im Jahre 
1852 feſtgehalten wurden, und die Veränderungen und Anträge, 
welche das Haus damals beliebte, gleichfalls berückſichtigt. Mit 
dieſem Entwurfe geht derjenige Hand in Hand, der die Ent⸗ 
ſchädigung empfiehlt. Die Regierung bleibt dabei ſtehen, daß, 
abgeſehen von denjenigen Grundſtücken, für deren Befreiung ein 
ſpezleller Rechtstitel nachgewieſen werden kann, im Allgemeinen 
ein Recht auf Entſchädigung ſich nicht behaupten läßt; fie bleibt 
aber auch dabei ſtehen, daß mit Rückſicht auf das allgemeine 
Staats wohl, Billigkeit und Verſöhnung die Entſchädigung im 
höchſten Grade geboten iſt, daß dieſelbe aber ſo abzumeſſen iſt, 
daß der eigentliche Zweck, der erreicht werden ſoll, durch ein zu 
hoch gegriffenes Maaß der Entſchädigung nicht vereitelt wird. 
Es wird deshalb vorgeſchlagen, den mit beſonderen Rechstiteln 
verſehenen Grundſtücken den zwanzigfachen Betrag als Entſchä⸗ 
digung zu gewähren. Bei allen übrigen befreiten Grundſtücken 
iſt man davon ausgegangen, daß ſie ein Drittel der neuen 
Grundſteuer füglich ohne Entſchädigung übernehmen können und 
daß bei zwei Dritteln derſelbe 20fache Betrag, mit anderen 
Worten der 13% fache Betrag gezahlt werden ſoll. 


Für den erſten Geſetz⸗Entwurf bleibt nun noch die Aus⸗ 
gleichung der verſchiedenen Provinzen gegen einander 
übrig. Die ſorgfältigſten Unterſuchungen haben der Regierung 
die Ueberzeugung gegeben, daß die Grundſteuer in den beiden 
weſtlichen Provinzen dem wirklichen Reinertrag gegenüber ſich 
nicht auf mehr als auf 8 pCt. beläuft. Auch hat ſich bei der 
Regierung die Ueberzeugung feſtgeſtellt, daß die Provinzen 
Schleſien und Sachſen ſich den beiden erſteren gleichſtellen. In 
den andern Provinzen ſchwankt die Grundſteuer zwiſchen 5 und 
6 pCt. des Reinertrages. Geht man von dieſer Baſis aus, 
ſo würde, um eine Ausgleichung herbeizuführen, es nöthig ſein, 
entweder die Grundſteuer dieſer 4 Provinzen um 25 pCt. zu 
ermäßigen oder diejenige der andern Provinzen um 33 pCt. 
zu erhöhen. Die Ermäßigung findet ihre Schwierigkeiten in 
der finanziellen Lage. (Heiterkeit) Da es aber nicht in der 
Abſicht der Staatsregierung liegt, gegenwärtig ſchon eine Er⸗ 
höhung der Staats⸗Einnahmen zu erzielen, ſo ſchlägt ſie vor, 
die Steuer in den erſtgenannten Provinzen um 10 PCt. zu er» 
mäßigen, in den letztgenannten dagegen um 20 pCt. zu erhöhen. 
Es hat keine Schwierigkeiten, die den weſtlichen Provinzen zus 
gedachte Ermäßigung ſofort eintreten zu laſſen; ſchwieriger wird 
vies in den Provinzen Sachſen und Schleſien; von einer gleich- 
mäßigen Herabſetzung kann hier nicht die Rede ſein, da die 
Steuer innerhalb tiefer Provinzen ſelbſt ungleich vertheilt iſt. 
Es ſoil deshalb in den beiden letzten Provinzen einem jeden 
Grundbeſitzer das Recht eingeräumt werden, den Nachweis zu 
führen, daß die auf ſeinem Grundſtücke haftende Steuer 10 
pCt. überſteige, und wo ein ſolcher Nachweis geführt wird, 
ſoll der überſchießende Betrag abgeſetzt werden. Dieſe Be⸗ 
günſtigung iſt auch den anderen Provinzen vorbehalten. Die⸗ 
ſelben Schwierigkeiten ſtehen der Erhöhung der Steuer in den 
übrigen Provinzen gegenüver. Die Regierung glaubt den Vor⸗ 
ſchlag machen zu müſſen, daß die Nothwendigkeit der Erhöhung 
geſetzlich anerkannt, die Ausführung derſelben aber von der 
weiteren Entwickelung der Verhältniſſe abhängig gemacht wird. 
Es läßt ſich nicht verkennen, daß die Ausgleichung zwiſchen 
den verſchiedenen Provinzen die angreifbare Stelle der Vorlage 
iſt. Wie feſt auch bei der Staatsregierung die Ueberzeugung 
ſteht, daß die Vorausſetzungen, von denen ſie ausgeht, richtig 
ſind, ſoweit eine Richtigkeit in dieſen Dingen behauptet werden 
kann, ſo iſt doch nicht zu verkennen, daß ſich dieſe Ueberzeugung 
nicht auf alle Mitglieder des Hauſes übertragen läßt. Es wer⸗ 
den die Gründe, aus denen die Regierung ihre Anſicht geſchöpft 
hat, vorgelegt werden; ſollte dieſes Material nicht für genü⸗ 
gend erachtet werden, ſo muß es darauf ankommen, ob das 
Haus der Staatsregierung das Vertrauen ſchenken will, daß fie 
bemüht geweſen, die angemeſſenſten Vorſchläge zu machen. Be⸗ 
trachtet man den großen Umfang, den die Ungleichheit der 
Grundſteuer in dieſem Augenblicke noch hat, ſo muß man es 
als einen großen Gewiun betrachten, daß die Verſchiedenheit 
ſich durch die Vorlagen auf einen ganz Meinen Umfang be⸗ 
ſchränkt. Die finanziellen Folgen der Vorſchläge ſind dieſe: die 
Gebäudeſteuer wird vorausſichtlich einen Ertrag von 570,000 
Thlr., die Beſteuerung der bisher befreiten Grundſtücke einen 
Ertrag von 720,000 Thlr. ergeben. Der Staat erzielt daraus 
keine Mehreinnahme, da die letzte Summe während 20 Jah- 
ren zur Amortiſation der Entſchädigungen verwendet werden 
ſoll; der Mehrertrag der Gebäudeſteuer, der allerdings in die 
Staatskaſſe fließt, wird dadurch wiever beſeitigt, daß die Er 
höhung der Steuer in den öſtlichen Provinzen nicht ſofort zur 
Ausführung gebracht werden kann. 

Dies, m. H.! wäre die inthaltſchwere Vorlage, die die 
Regierung Ihnen heute macht. Die Regierung kann ſich die 
Bedenken, welche dieſen Geſetzentwürfen entgegengeſetzt werden 
können, keinen Augenblick verhehlen; ſie glaubt ihnen aber ge⸗ 
genüber ausſprechen zu müſſen, daß fie die Löſung der Grund- 
ſteuerfrage als eine unerläßliche betrachtet, die von Jahr zu 
Jahr immer von Neuem wieder an fie herantreten wird. 

Der Präſident ſchlägt vor, die oben eingebrachten Geſetz⸗ 
entwürfe der Finanz⸗Kommiſſion zu überweiſen. Abgeordneter 
v. Carlo witz beantragt die Ernennung einer beſonderen Kom⸗ 
miſſion. Es wäre wünſchenswerth, daß in der Kommiſſion zur 
Vorberathung der Geſetzentwürfe beide im Hauſe herrſchenden 
Richtungen mözlichſt vertreten ſeien. Abgeordneter v. Vincke 

(Hagen) für Ueberweiſung an die Finanzkommiſſion: In der 
Finanzkommiſſion ſeien 11 Vertreter der weſilichen Provinzen, 
und 10 Vertreter derjenigen Provinzen, die zwar vorläufig auch 
nicht mehr bezahlen ſollen, denen viefe Annehmlichkeit aber für 


die Zukunft in Ausſicht geſtellt ſei (Heiterkeit); namentlich ſind 


aus Pommern, einer Provinz, die meines Erachtens hier ſehr 
zu berüdfichtigen iſt, 5 Mitglieder in der Kommiſſion, darunter 
2 aus Neuvorpommern, oder, wie der Abgeordnete für Stral⸗ 
ſund (Kruſe) ſich jetzt ausdrückt „Weſtpommern“. (Große Hei⸗ 
terkeit)'. Wenn für jede beſondere wichtige Frage eine beſon⸗ 
dere Kommiſſion gewählt werden ſoll, ſo entſteht in den Ab⸗ 
theilungen ein bellum omnium contra omnis. Wenn für 
jeden Landestheil, in welchem eine beſondere Grundſteuerver⸗ 
faſſung beſteht, ein Mitglied in die Kommiſſion gewählt werden 
ſoll, ſo müßte wohl gar eine Kommiſſion von 60 Mitgliedern 
gewählt werden. Abgeordneter Kruſe: Er habe ſich noch nie 
des Ausdrucks „Weſtpommern“ bedient; höchſtens gebrauche er 
auftatt der Benennung: „Neuvorpommern“ die Bezeichnung: 
„Regierungsbezirk Stralſund“. — Die Geſetzentwürfe werden 
mit großer Majorität der Finanzkommiſſion überwieſen. 

Nachdem einige Wahlprüfungen erledigt und die beanſtan⸗ 
deten Wahlen der Abgeordneten von Bethmann⸗Hollweg (Wol⸗ 
mirſtädt?) und von Kroſigk für gültig erklärt worden find, wird 
zur Berathung des Geſetzentwurfes wegen anderweitiger Einrich⸗ 
tung des Amts- und Zeitungs ⸗Kautlonsweſens übergegangen 
und derſelbe mit einigen Abänderungen angenommen. 

(Schluß folgt). 
Oeſterreich. 

Wien, 24. Jebruar. Der General⸗Gouverneur von Un⸗ 
garn, Erzherzog Albrecht, iſt heute wieder aus Ofen hier ein⸗ 
getroffen, um den Berathungen des von Sr. Majeſtät dem Kai⸗ 
ſer berufenen Kriegsrathes beizuwohnen, der bekanntlich aus 
dem Fürſten Windiſchgrätz, dem Freiherrn v. Heß, dem Gene⸗ 
ral der Kavallerie Grafen Schlick und dem Feldmarſchall⸗Lieu⸗ 
tenant Artillerie-⸗Direktor von Hauslab beſteht. Es follen be⸗ 
reits ſehr wichtige Beſchlüſſe gefaßt worden ſein, ſowohl was 
das Landheer als was auch die Marine betrifft. 

Aus Wien, 21. Februar, ſchreibt man der Times: 
„Graf Buol glaubt immer noch an die Erhaltung des Friedens, 
aber der Kaiſer denkt anders und trifft Anſtalten, ſeine italie⸗ 
niſchen Provinzen tüchtig zu vertheidigen. Baron Heß hat oft 
geheime Berathungen mit dem Kaiſer, und man hört von Vor⸗ 
kehrungen, um die ans vier Korps beſtehende erſte Armee nach 
Süden zu ſchicken. In militäriſchen Kreiſen ſagt man, daß 
Baron Heß den Feldherrnſtab führen würde, wenn ein italieni⸗ 
ſcher Krieg zum Ausbruch käme. 

Aus Wien, 26. Februar, wird dem „Nord“ telegraphirt: 
„Geſtern Morgens ſind zwei Diviſionen von Wien auf der 
Südbahn nach Italien abgegangen.“ 


Italien. 

Turin, 26. Februar. Die heutige „Opinione“ ſagt, 
England und Preußen hätten dem Wiener Hofe ihre Vermitte⸗ 
lung zur Beilegung der Differenzen mit Frankreich angeboten. 
Nach der Thronrede des Kaiſers der Franzoſen könne die 
italieniſche Frage nicht unterdrückt werden, und ein Konflikt ſei 
unvermeidlich, wenn Oeſterreich deren Diskuſſion verweigere. 
Dieſe müſſe ſich nicht auf die Olkupationsfrage des Kirchen⸗ 
ſtaates beſchränken, ſondern auf die Uebelſtände von ganz Ita⸗ 
lien und veren Abhilfe ausgedehnt werden. Der Wiener Hof, 
fährt die „Opinione” fort, habe nun den beiden Mächten für 
ihren guten Willen dankend geantwortet, ſich aber dahin aus⸗ 
geſprochen, daß er keine Vermitller, ſondern Alliirte wünſche, 
daher ſtatt Vermittlungs-Vorſchlägen Vorſchlägen zu einer 
Allianz entgegenſehe, und daß er es demgemäß unterlaſſe, auf 
der Baſis der Vermittlung zu diskutiren. Wie es heißt, fährt 
die „Opinione“ fort, wollen England und Preußen auf die Ver⸗ 
pflichtung zu einem Bündniſſe mit Oeſterreich nicht eingehen, 
ſelbſt für den Fall nicht, daß Oeſterreich die Vermittlungsbaſis 
annehme und Frankreich dieſelbe zurückweiſe. Cowley's Miſſion 
habe den Zweck, dem öſterreichiſchen Gouvernement die Annahme 
der Vermittlung, ohne dieſelbe an ein Bündniß zu knüpfen, an⸗ 
zuempfehlen. 

Frankreich. 

Paris, 26. Februar. Die Bildung der Lyoner oder, 
wie man jetzt ziemlich unumwunden ſagt, der Alpen⸗Armee iſt 
in vollem Gange und, wie dem „Nord“ von hier geſchrieben 
wird, hat Marſchall Baraguah⸗d'Hilliers die Aufgabe erhalten, 
die Organiſation des Expeditions Korps zu vollenden; doch ſoll 
nicht dieſer General, ſondern Canrobert zur Ober⸗Befehylshaber⸗ 
ſtelle für die italieniſche Armee auserſehen fein. 

— 10,000 Pferde ſollen in den öſtlichen Provinzen ange⸗ 
kauft werden. Die Kommiſſion für den Ankauf von Pferden 
operirt gegenwärtig im Elſaß und wird demnächſt im Moſel⸗ 
Departement erwartet. Die mit dem Ankaufe beauftragten 
Offiziere dürfen Pferde bis zum Alter von zehn Jahren er⸗ 
ſtehen. In Toulon ſoll ein neues Marine⸗Hoſpital gebaut 


werden.“ 
Großbritannien und Irland. 

London, 26. Febr. Der „Kangaroo“ iſt mit 217,662 
Dollars an Kontanten und Nachrichten aus New⸗ork vom 
12. d. M. eingetroffen. Nach denſelben hatte Nicaragua den 
Caß⸗Mriſſari-⸗Traktat ratifizirt. Eine eugliſche Fregatte hatte in 
der Nähe von Mazatlan den mexikauiſchen Kriegsdampfer 
„Iturbide“ wegen Einmiſchung in fremde Schifffahrt gekapert. 
Der Kaiſer Soulouque war nach Jamaika gegangen. 

— Der engliſche Dampfer „Northman“, der am 22. Febr. 
gegen Mittag Antwerpen verließ, wurde auf der Höhe von 
Blieffingen von dem amerikaniſchen Dreimaſter „Union“ in den 
Grund gefahren, fo daß er augenblicklich ſank. Die Mannſchaft 
wurde theilweiſe von dem Schiff „Union“, theilweiſe durch ein 
Loolſenboot gerettet. Der Kapitän des Dampfers, Namens 
Aus dell, wollte fein Schiff nicht verlaſſen und ertrank. 

E . TTT 


—— 


Provinzielles. 

5 Anklam, 24. Februar. Am geſtrigen Schwurgerichts-Tage 
ſtanden: 1) der Arbeitsmann Freiheit von bier, 57 Jahre alt, wegen 
geleiſteten Meineides, und 2) der Handelsmann Müller von bier, 39 
Jahre alt, wegen Verleitung des . zum Meineide unter An- 
klage. Der Oelmüller Jürgens aus Megow hatte im Jahre 1855 
von dem Müller ein Pferd eingetauscht, bei dem ſich berausftellte, daß 


es an Dämpfigkeit leide. . —5 ſtrengte deshalb ein en Eisitproge® 
auf Wiederrüdnahme des Pferdes an, in welchem er aber unterlag, 
weil Müller durch den Arbeitsmann 1 5 den Beweis zu führen 
vermochte, daß er dem Jürgens beim Abschluß des Sole . J. die 
Dämpfigkeit des Pferdes angezeigt habe. — Im Oktober v. J. mel“ 
dete Freiheit ſich bei der bieſigen Staatsanwaltſchaft und gab vor, 
daß er in der Prozeßſache Jürgens wider Müller einen Meineld ge 
leiſtet habe, wozu er durch den Müller gegen Zablung von 2 Thaler 
verleitet ſei. Seine und Müllers Verhaftung wurde beſchloſſen, und 
gegen beide die Anklage erhoben. Müller ftellte die von Freiheit vor” 
ebrachten Beſchuldigungen entſchieden in Abrede, und wenngleich det 
etztere dabei verblieb, jo drängte ſich nach Vernehmung mehrerer Sm 
die bekundeten, daß Freiheit von dem Müller gemißhandelt und aus De ſen 
Wohnung, die er bei Müller ohne Entgelt inne hatte verausgeworfen 
ſei, die Ueberzeugung auf, daß Freiheit's Angaben auf Rache ſich grün 
den und ihm, dem Obdachloſen, eine Verurtheilung nur wünſchenswerth er⸗ 
ſcheine. Der Ausſpruch ver Geſchworenen lautete daher auch für beide Ange“ 
ſchuldigte auf Nichtſchuldig. — Die heutige Verbandlung betraf mehrere 
Diebſtähle, welche gemeinschaftlich durch 1) den Zimmergeſellen Schön- 
ſtein, 2) den Zlegeldecker Zerbſt, 3) den Maurergeſellen Krills, 4) den 
legeldecker Schultz, ſämmilich aus Paſewalk, beim dortigen Kaufmann 
zefevre zu verſchledenen Zeiten verübt find. Die Angeſchuldigten ſind 
ſämmtlich geſtändig, und es iſt der Schönſtein zu 3, der Zerbſt zu 6, 
und der Krills 1 2 Jahren Zuchthausſtrafe, der Schultz aber nur zu 
6 Monaten Gefängnißſtrafe verurtbeilt. — Mit dieſer Sache iſt die 
erſte diesjährige Schwurgerichtsperiode geſchloſſen. 
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Die telegraphiſchen Depeſchen melden: 
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Stettin, den 28. Februar 1859. 
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